
Soziale Politik
& Demokratie

Für die soziale Einheit 1,- Euro
ISSN: 0941-6064

F ü r e i n e w i r k l i c h e s o z i a l d e m o k r a t i s c h e P o l i t i k

Nr. 182
14. 2. 2008

„Kein Spielraum!“, „nicht verhandel-
bar!“, das sind die Antworten, die die
öffentlichen Arbeitgeber den 1,3 Millionen
Beschäftigten im Öffentlichen Dienst von
Bund, und Kommunen und ihrer Gewerk-
schaft ver.di entgegenschleudern – und das
nach drei Nullrunden, die die Beschäftig-
ten seit 2004 wegen der Verteuerungen mit
spürbarem Kaufkraftverlust bezahlt haben.

Die Kommunalen Arbeitgeber warnen
mit dem Verweis auf die hohe Verschul-
dung der Städte und Gemeinden vor „un-
finanzierbaren“ Gehaltserhöhungen und
drohen mit weiteren drastischen Einschnit-
ten bei den Leistungen, mit Privatisierun-
gen und Personalabbau, sowie mit Tarif-
flucht.

Muss man daran erinnern, dass gleich-
zeitig ein enormer „Spielraum“ für die
Bereitstellung von Milliardensummen an
die Banken existiert, die Milliardenwerte
in der Spekulation vernichtet haben und
nun zur Vermeidung von Zusammen-
brüchen mit „frischem“ Geld versorgt wer-
den müssen? (Dazu ein Beispiel: 2 Milliar-
den würde die 8%-Forderungen von ver.di,
einschließlich der 10% Forderung des
Marburger Bunds für die Ärzte, betragen.
Allein 5 Milliarden öffentliche Gelder hat
bisher der Bund für die Verluste der IKB in
der Spekulation aufgebracht.)

Nach der Ruinierung der öffentlichen
Haushalte durch immer neue Steuer-
erleichterungen und Abgabenbefreiungen
für die Unternehmer und Banken, sowie in
Folge des industriellen Kahlschlags, dik-
tiert die EU eine drastische Haushaltskon-
solidierungspolitik: Bund, Länder und
Kommunen sehen sich gezwungen, sich
von immer größeren Bereichen ihrer staat-
lichen Aufgaben zu verabschieden.

Seit 1991 wurden fast 1,5 Millionen
Arbeitsplätze im Öffentlichen Dienst abge-
baut; die Einrichtungen und Betriebe der
Öffentlichen Daseinsvorsorge wurden und
werden – den Anforderungen des Maa-
strichter Vertrags folgend – in den Wettbe-
werb gestoßen oder verkauft, privatisiert,
und soziale Leistungen drastisch verteuert

oder ganz fallen gelassen. Unter dem EU-
Gebot zur Haushaltskonsolidierung und
zum „freien und unverfälschten Wettbe-
werb“ bleibt kein Platz für Forderungen
nach einem Lohn zum Leben, für gewerk-
schaftliche Tarifverträge, für die Gewerk-
schaften.

So ist z.B. die Situation bei den Kran-
kenhäusern besonders dramatisch. Im Rah-
men der Gesundheits„reform“ (zur Sen-
kung der öffentlichen Ausgaben im
Gesundheitswesen) wurden die Ausgaben

der kommunalen Krankenhäuser ge-
deckelt, sie dürfen 2008 nicht mehr als
0,64% steigen. Die Deutsche Kranken-
hausgesellschaft (DKG) spricht davon,
dass die Arbeitsplätze von 40.000 Klinik-
ärzten und 66.000 Pflegekräften in Gefahr
seien. Die gesetzliche Deckelung könne
zur Spaltung des Flächentarifvertrags im
Öffentlichen Dienst führen, da unter diesen
Umständen die Verhandlungen für die
Krankenhäuser von den übrigen Tarifge-
sprächen abgekoppelt werden müssten, so
Rudolf Köster, Vorstandschef der DKG.

Auch die Regionalverbände der kom-
munalen Arbeitgeber drohen angesichts
der großen regionalen Unterschiede, – eine
Folge des Ausstiegs der Länder aus dem
alten Arbeitgeberverbund 2005 –, mit
einem Ausscheren aus dem bundesweit
einheitlichen Flächentarifvertrag und
einem Einschwenken auf den Kurs ihrer
jeweiligen Länder.

Verantwortliche Sozialdemokraten

haben die Forderungen der Beschäftigten
im Öffentlichen Dienst und ihrer Gewerk-
schaft ver.di unterstützt.

Ist es nicht die Aufgabe aller Sozialde-
mokratInnen, für das Recht auf Lohnforde-
rungen, für die Respektierung des gewerk-
schaftlichen Flächentarifvertrags, die
Ablehnung jeder Tarifflucht und die
Respektierung der unabhängigen, freien
Gewerkschaften, d.h. dem Grundpfeiler
der Demokratie, einzutreten?

GewerkschaftskollegInnen und Sozial-
demokratInnen haben vorge-
schlagen, sich mit Briefen und
Delegationen für diese Forde-
rungen an die verantwortli-
chen SozialdemokratInnen zu
wenden, insbesondere auch
dort, wo sie als öffentliche
Arbeitgeber in der Verantwor-
tung sind.

Das aber verlangt auch,
dass die SPD-Verantwort-
lichen die Entscheidung tref-
fen, sich dem Diktat der EU
zur Haushaltskonsolidierung,

die den Sozialstaat und die Demokratie
aushöhlt, entgegen zu stemmen. Das ver-
langt, Nein zu sagen zum Lissabon-Ver-
trag, der die Forderung der EU nach Kür-
zung der öffentlichen Haushalte noch ver-
schärft. – CARLA BOULBOULLÉ
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